
KW 51Stephan Brandner 

www.stephan-brandner.de 1

In Gedenken an die Opfer von Magdeburg

 Übrige Fraktionen offenbaren Demokratieverachtung

Bereits abgeschlossene Initiativen der AfD-Bundestagsfraktion wurden zunächst
von der Tagesordnung des Plenums in die Ausschüsse zurückverwiesen und nun
in sämtlichen Ausschüssen – ohne nachvollziehbare Begründung – komplett von
den Tagesordnungen abgesetzt. Eine inhaltliche Auseinandersetzung mit den
Positionen der AfD-Fraktion wurde auf diese Weise von den übrigen Fraktionen
gezielt verhindert.
Der Parlamentarische Geschäftsführer der AfD-Bundestagsfraktion, Stephan
Brandner, bezeichnet dieses Verhalten als zutiefst demokratieverachtend: 

„Obwohl immer wieder behauptet wird, dass der Deutsche Bundestag ein
,Arbeitsparlament' sei, beweisen die Anderen mit ihrem Kartellverhalten das
Gegenteil. Sämtliche Initiativen der AfD-Fraktion werden aktuell vom Plenum in
die Ausschüsse abgeschoben – nur um dort ohne stichhaltige Begründung von der
Tagesordnung abgesetzt zu werden. Diese systematische Blockade durch
sämtliche Altfraktionen gleicht geradezu einem Absetzungsmassaker und
offenbart einerseits, wie wenig Respekt die Altparteien vor den demokratischen
Prinzipien haben, und andererseits, wie viel Angst sie vor einer inhaltlichen
Auseinandersetzung mit unseren Positionen verspüren.
Die AfD-Fraktion steht als einzige Fraktion im Bundestag für eine sachorientierte
Politik zum Wohle der Bürger. Wir werden daher auch weiterhin konsequent für
die Wahrung demokratischer Grundsätze kämpfen und uns durch die
parlamentarischen Tricksereien der Anderen nicht mundtot machen lassen.“



Der etwas größere Adventskalender 
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Aktuelle Videos
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https://youtu.be/vp727Nq7foc?si=VmTvPxp6oOXy2Pne
https://youtu.be/9la4jG_lXX4?si=SM6_uR27gJgvAfgX
https://youtu.be/uY9GevjUbvc?si=9RORfWeqY7LacFfn
https://youtu.be/unm1uRGWLrc?si=fr6h6Ow9YJZwDGhC


Parlament – Scholz verliert Vertrauensfrage

Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) hat am Montag die Vertrauensfrage im Bundestag verloren. Damit ist der Weg für Neuwahlen frei.
207 Abgeordnete stellten sich hinter Scholz, für eine Mehrheit hätte er mindestens 367 Stimmen benötigt. 394 Abgeordnete stimmten
gegen ihn, 116 enthielten sich, 16 Abgeordnete nahmen an der namentlichen Abstimmung nicht teil.

Scholz hatte in seiner Regierungserklärung vom 13. November angekündigt, die Vertrauensfrage gemäß Artikel 68 des Grundgesetzes
im Bundestag stellen zu wollen. Vor der Abstimmung gab der Bundeskanzler eine Erklärung ab, an die sich eine knapp
zweieinhalbstündige Aussprache anschloss. Den Antrag gemäß Artikel 68 des Grundgesetzes hatte der Bundeskanzler am Mittwoch,
11. Dezember, in den Bundestag eingebracht. Zwischen der Antragstellung und der Abstimmung müssen mindestens 48 Stunden
liegen.

Dr. Alice Weidel kritisierte die Regierung unter Olaf Scholz scharf und erklärte, dass deren „Schäden“ Deutschland noch
jahrzehntelang belasten würden. Sie wies auf den „Niedergang“ der Automobil- und Maschinenbauindustrie hin sowie auf die
Abwanderung der Chemiebranche aufgrund „explodierender Energiekosten“. Weidel warf Scholz vor, durch seine „Hinhaltetaktik“
sechs verlorene Wochen für den Wiederaufbau vertan zu haben. Er hätte die Vertrauensfrage sofort stellen müssen, sagte sie.

„Wer Friedrich Merz wählt, wählt den Krieg.“

Weidel forderte, syrische Flüchtlinge, die angeblich vor dem Assad-Regime geflüchtet seien, müssten „sofort in die Heimat
zurückkehren“. Zudem sprach sie sich für einen Stopp der Aufnahme, Einbürgerung und Familienzusammenführung syrischer
Flüchtlinge aus, um neue Flüchtlingsströme zu verhindern. Sie sah in der Wahl von Donald Trump eine Chance, das Sterben in der
Ukraine durch Diplomatie zu beenden, und kritisierte gleichzeitig, dass Scholz und Merz nach Kyjiw „pilgern“ würden, um „noch mehr
gutes Geld dem bereits verbrannten hinterherzuwerfen“. Ihrer Meinung nach würde der Einsatz deutscher Truppen in der Ukraine
riskieren, dass Deutschland zur Kriegspartei wird. Außerdem warnte sie: „Wer Friedrich Merz wählt, wählt den Krieg.“

Plenarrückblick: Montag, 16.12.2024
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Plenarrückblick: Mittwoch, 18.12.2024
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Vor Eintritt in die Tagesordnung: Geschäftsordnungsdebatte

Stephan in seiner Rede dazu: „Wenn man eine Sitzungswoche am Mittwoch mit einer Geschäftsordnungsdebatte beginnt, dann ist
klar: Da stimmt irgendwas nicht. Was hier in letzter Zeit von den Altparteien, von den Kartellparteien abgezogen wird, ist ein
Schmierentheater. Auf offener Bühne wird so getan, als gäbe es Streit - Stichwort „Fritze“, Stichwort „Tünkram“, Stichwort „sittliche
Reife“ -; hinter den Kulissen mauscheln und arbeiten die Altparteien alle zusammen. Da ist keine Opposition von CDU/CSU mehr
bemerkbar. Sie bereiten Ihre Koalition vor. Es muss den Menschen draußen klar sein: Wenn Sie CDU/CSU wählen, haben Sie definitiv
die Grünen und/oder die SPD in der Regierung. Das muss allen draußen klar sein; das kann man gar nicht oft genug sagen. Sie
mauscheln herum.“
„Wir befinden uns in einer koalitionslosen Zeit. Das könnte eine Sternstunde der Demokratie sein. Wir haben Mehrheiten für
vernünftige Politik: Heizungsgesetz rückgängig machen, Zuwanderung begrenzen, Kernenergie wieder einführen. Sie wissen das alle,
und Sie blockieren alles. Die CDU weigert sich, über ihren eigenen Schatten zu springen, springt draußen herum, präsentiert ein
angebliches Programm, und in den Ausschüssen macht sie genau das Gegenteil. Sie blockieren, Sie behindern, Sie beschränken die
Rechte der Opposition. Das ist weiterer Raubbau an Deutschland. Kehren Sie zurück zu einem vernünftigen Parlamentarismus, zu
einer vernünftigen Demokratie! Ansonsten muss ich feststellen: Ihnen fehlt nicht nur die sittliche Reife, Ihnen fehlt auch die Reife für
parlamentarische Demokratie,“ so Brandner weiter.

Befragung der Bundesregierung und Fragestunde

Am Mittwoch fragte Stephan Brandner die Bundesministerin für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen Klara Geywitz: „Also, ich
komme zurück zu diesem Tag der Wohnungs-wirtschaft im November. Da berichtet die „Welt“: „Stattdessen nutzte die an ihrem
400.000-Neubauwohnungen-Ziel gescheiterte Ministerin“ - eigentlich sind Sie ja am 1,5-Millionen-Wohnungen-Ziel gescheitert, wenn
man es in Bezug auf die Jahre rechnet - die Möglichkeit zu einem Angriff auf Robert Habeck, das von ihm geführte Wirtschafts-
ministerium und das Heizungsgesetz. „Dieses müsse von der nächsten Bundesregierung komplett geändert werden. … Das Gesetz sei
‚zu komplex‘ …“ Der Staat könne die Details nicht regeln. - Das führen Sie aus zu einem Gesetz, das Sie ja gegen alle Kritiker erst vor
Kurzem noch verabschiedet haben. Meine Frage dazu: Wie kommt es zu dieser 540-Grad-Wende bei Ihnen? Wann genau setzte der
Sinneswandel bei Ihnen ein, und wie gehen Sie jetzt auf die Kritiker zu, die ja letztendlich dann recht behalten haben?“

Zudem fragte Brandner in der anschließenden Fragestunde Katja Keul, Staatsministerin im Auswärtigen Amt: „Es geht um die
Visavergabe. Visaskandale gehören fast zur DNA von grünen Außenministern. Ich denke da an Herrn Fischer im Jahr 2000; da war
die Ukraine Gegenstand von Visaskandalen. Nun widerfährt Ihnen Ähnliches in Bezug auf Afghanistan. Wie beurteilen Sie vor dem
Hintergrund des Verhaltens vieler Afghanen in Deutschland - Stichwort „Messerkriminalität“ -, dass leitende Beamte des Auswärtigen
Amts Mitarbeiter in deutschen Botschaften angewiesen haben, Visaanträge trotz falscher oder unvollständiger Papiere zu
genehmigen, sodass mit diesen Visa dann trotz Warnungen der Bundespolizei nach Deutschland eingereist werden konnte und so
hier Straftaten begangen wurden?“



Plenarrückblick: Donnerstag, 19.12.2024
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Recht - Änderung im Grundgesetz zum Bundesverfassungs gericht beschlossen

Der Bundestag hat am Donnerstag für die Festschreibung wesentlicher Strukturmerkmale des Bundesverfassungsgerichts im
Grundgesetz gestimmt. Das sieht ein Gesetzentwurf vor, der von den Fraktionen SPD, CDU/CSU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP
eingebracht worden ist und den der Bundestag mit Zweidrittelmehrheit angenommen hat. Die Redner der AfD-Fraktion stellten die
Motive der antragstellenden Fraktionen in Frage. Tatsächlich sorgten diese sich, dass sie bei der Verfassungsrichterwahl „genötigt
sein könnten, mit der AfD zumindest zu reden“, befand Fabian Jacobi. Sie sähen das Bundesverfassungsgericht „als
Herrschaftsinstrument eines Parteienkartells, das Sie nicht bereit sind, aus der Hand zu geben“. 
Stephan Brandner erhob wegen früherer Wahlen von Parteipolitikern zu Verfassungsrichtern den Gegenvorwurf. Mit der
Grundgesetzänderung gehe es den Antragstellern allein darum, „neue starke politische Kräfte auszuschalten“.  „Sie wollen angeblich
das Bundesverfassungs-gericht vor Manipulationen schützen, habe ich im Rechtsausschuss gehört und konnte es kaum glauben. Sie
manipulieren doch seit Jahren am Bundesverfassungsgericht herum. Denken wir an die Coronazeiten! Intransparente rauschende
Feste der Bundesregierung mit sämtlichen Bundesverfassungsrichtern, leckere Mehrgangmenüs vom Sternekoch mit edlen Weinen.
So tafelten Sie im Bundeskanzleramt und besprachen laufende Probleme. Danach war es kein Wunder, dass das
Bundesverfassungsgericht ein Totalausfall war, als es um die wahren Probleme der Coronazeit ging.“

Kurze Debatte zum neuen Bundestagspolizeigesetz 

Im Bundestag ist es am Donnerstag ein Gesetzentwurf von SPD und Bündnis 90/Die Grünen „über die Polizei beim Deutschen
Bundestag“ (Bundestagspolizeigesetz) beraten worden. Geregelt werden in dem Gesetzentwurf auch Grundsätze der
Zuverlässigkeitsüberprüfung von Personen, die Zutritt zu den Gebäuden des Bundestages begehren, darunter auch „das
anlassbezogene Auskunftsersuchen von personenbezogenen Daten der Polizei beim Bundesamt für Verfassungsschutz oder bei den
Landesämtern für Verfassungsschutz zum Zwecke der Zuverlässigkeitsüberprüfung“.

Stephan Brandner dazu in seiner Rede: „Kurz vor Weihnachten soll nach dem Wunsch von Rot-Grün ein übergriffiges und greifbar
verfassungswidriges Bundestagspolizeigesetz durchgepeitscht werden, nachdem es über 70 Jahre ohne es solches Gesetz ging. Das
ist bemerkenswert, ebenso wie die Tatsache, dass ursprünglich ausgeheckt war, das ohne Öffentlichkeit zu machen, es als
Camouflage-Aktion durch den Deutschen Bundestag zu treiben. Das sieht man daran, dass die Tagesordnung keine Debatte vorsieht,
wir dennoch eine Debatte führen. Parallel dazu laufen übrigens auch noch verfassungswidrige oder verfassungsrechtlich zumindest
fragwürdige Aktionen wie Manipulationen an der Hausordnung des Bundestages, an der Geschäftsordnung. Das läuft alles schon,
durch die Bundestagspräsidentin in die Spur gesetzt. Das ist ein Strauß im „Krampf gegen Rechts“. Das zeigt aber wieder einmal,
dass hier ein weiterer Frontalangriff auf die Opposition geführt wird, womit natürlich die AfD gemeint ist. Denn von Opposition kann
man bei den Truppenteilen der CDU/CSU ja lange schon lange nicht mehr reden; die haben ihre Seele längst an den linksgrünen
Politteufel verramscht. Meine Damen und Herren, je mehr Sie an Macht verlieren, desto hektischer strampeln Sie um sich, desto
autoritärer versuchen Sie, die Opposition in Deutschland zu unterdrücken, zu zersetzen, zu vernichten. Und warum ist das so? Weil
wir die Lösung sind, und das wissen Sie genau. Das Problem sind Sie alle.“



Gegen Erwerb der Staatsbürgerschaft bei vorübergehendem Schutz

Der Bundestag hat sich am Freitag mit dem AfD-Antrag „Erwerb der deutschen Staatsangehörigkeit bei vorübergehendem Schutz
ausschließen“ befasst. Die Fraktion fordert die Bundesregierung darin auf, das Staatsangehörigkeitsrecht dahingehend abzuändern,
dass erst ab Erwerb des unbefristeten Aufenthaltsrechts die zur Beantragung der deutschen Staatsangehörigkeit notwendige
Aufenthaltsdauer berücksichtigt wird. Die Verkürzung der Aufenthaltsdauer auf drei Jahre nach Paragraf 10 Absatz 3 des
Staatsanghörigkeitsgesetzes solle künftig ausgeschlossen werden. 

Eine Verkürzung der für die Einbürgerung notwendigen Aufenthaltszeit auf nur drei Jahre auch für Personen, welche über keine
unbefristete Aufenthaltsgenehmigung verfügen, ist aus Sicht der AfD nicht hinnehmbar. Ein faktischer Aufenthalt und der damit
verbundene Status könne nicht ursächlich sein für ein Aufenthaltsrecht, welches die deutsche Staatsangehörigkeit mitbegründet,
denn der Aufenthalt werde nur gewährt, weil das europäische Migrationsrecht nicht funktioniere und die Dublin-III-Verordnung eine
Zuständigkeit der Mitgliedsländer begründe, in der Migranten „stranden“, weil andere Mitgliedstaaten ihre Verpflichtungen wie
Registrierung und Durchführung von Asylverfahren verweigerten. Gleichzeitig würden diejenigen Mitgliedstaaten begünstigt, die sich
ihrer Verantwortung durch Weiterschieben oder fehlendem Mitwirken an Rücküberstellungen entziehen, schreibt die Fraktion.

Aktuelle Stunde zur Einflussnahme der Verfassungsschutzämter

Bei einer von der AfD-Fraktion beantragten Aktuellen Stunde mit dem Titel „Mögliche Einflussnahme der Präsidenten der
Verfassungsschutzämter verhindern – Ereignisse in Thüringen ernst nehmen“ am Freitag erhob Beatrix von Storch den Vorwurf, der
„sogenannte“ Verfassungsschutz in seiner jetzigen Form schütze nicht die Demokratie, sondern sei eine Gefahr für die Demokratie.
Sie bezog sich dabei insbesondere auf das Agieren des ehemaligen Präsidenten des Bundesamtes für Verfassungsschutz, Thomas
Haldenwang, sowie des Präsidenten des Amtes für Verfassungsschutz Thüringen, Stephan Kramer.

Haldenwang habe nach seiner Einsetzung durch die damalige Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel den „Kampfauftrag“ bekommen, die
AfD zu diffamieren, zu ächten, auszugrenzen „und ihre Wahlergebnisse zu drücken“, sagte Storch. Dies habe Haldenwang sogar
zugegeben, in dem er gesagt habe, es sei „nicht allein der Verfassungsschutz dafür zuständig, die Umfragewerte der AfD zu senken“.
Haldenwang, so die AfD-Abgeordnete weiter, dürfe nun „für seine treuen Dienste“ für die CDU für den Bundestag kandidieren. Der
Thüringer Verfassungschef Kramer wiederum stehe für einen „obsessiven, persönlichen Kreuzzug gegen die AfD“. Aktuell werde
gegen ihn ein Disziplinarverfahren eingeleitet, weil er einem Mitarbeiter seiner Behörden mit körperlicher Gewalt gedroht habe, sagte
Storch.

Plenarrückblick: Freitag, 20.12.2024
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Unsere Wahlkampfplanung steht! 
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Anmeldung unter:
stephan.brandner.ma02@bundestag.de

Anmeldung unter:
stephan.brandner.ma11@bundestag.de

Anmeldung unter:
stephan.brandner.ma04@bundestag.de
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Wahlkreisbüro Zeulenroda
Schleizer Straße 8
07937 Zeulenroda-Triebes
Tel.: 03 66 28 - 96 35 02
zeulenroda@
brandner-im-bundestag.de

Geöffnet: Mo. und Do. 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Sömmerda
Weißenseer Straße 8 
99610 Sömmerda
Tel.: 0 36 34 - 69 22 888
soemmerda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo. 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Gera
Rudolf-Diener-Straße 21
07545 Gera
Tel.: 03 65 - 20 42 41 30 
Fax: 03 65 - 22 69 12 50
kontakt@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Di. bis Do. 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Gößnitz
Zwickauer Straße 11 
04639 Gößnitz
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
goessnitz@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do. und Fr. 10-17 Uhr

Wir sind für Sie da:

 
www.facebook.com/stBrandner 

www.instagram.com/stephanbrandner 

www.youtube.com/c/stephanbrandnermdb 

t.me/StephanBrandnerMdB 

www.tiktok.com/@brandner_afd

Besuchen Sie mich auch im Netz
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+++NEU ab 24.11.2024+++
Wahlkreisbüro Meuselwitz
Bebelstraße 21 
04610 Meuselwitz 
meuselwitz@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do. 10-17 Uhr

+++NEU ab 1.12.2024+++
Wahlkreisbüro Weida
Platz der Freiheit 9
07570 Weida 
weida@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do. 10-17 Uhr und jeden 1. Samstag im Monat 8-11 Uhr


